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AUS KÖLN BETTINA GAUS

80,1 Prozent der 662 Delegier-
ten des FDP-Parteitags in Köln
wollen Guido Westerwelle auch
künftig als Parteivorsitzenden
sehen. Dieses Ergebnis der gest-
rigen Wahl ist für eine Abstim-
mung ohne Gegenkandidaten
zwar nicht strahlend, aber doch

respektabel – und entsprach
fast punktgenau der Zielvorga-
be, die ein anderer FDP-Spitzen-
politiker vor einigen Tagen öf-
fentlich verkündet hatte. 80
Prozent der Stimmen sollte
Westerwelle bei seiner Wieder-
wahl zum Parteivorsitzenden
schon bekommen, meinte FDP-
Vize Andreas Pinkwart vor eini-
gen Tagen. Damit hatte er die
Latte für eine Abstimmung

FDP will großen Wurf
FDP begeisterten Applaus. Zu-
nächst wollen die Liberalen ge-
meinsam mit der CDU die rot-
grüne Koalition in Nordrhein-
Westfalen ablösen. Diesem Ziel
hofft Westerwelle mit beson-
ders scharfer Kritik an den Grü-
nen näher zu kommen. Nur die
„sehr Reichen“ könnten sich de-
ren Politik leisten. Grüne trie-
ben die Steuern in die Höhe,
vernichteten Arbeitsplätze und
betrieben mit öffentlich geför-
derten Seminaren „grüne Kum-
panei“ zur Bedienung der eige-
nen Klientel.

Obwohl die FDP-Spitze be-
hauptet, den Kampf um Bürger-
rechte wieder mehr in den Mit-
telpunkt ihrer Politik stellen zu
wollen, lag der Schwerpunkt der
Parteitagsrede von Guido Wes-
terwelle auf dem Gebiet der
Ökonomie. Er erneuerte seine
umstrittene Kritik an den Ge-
werkschaften, deren Führungs-
spitzen er als „funktionärische
Kaste“ bezeichnete.

Westerwelle verurteilte die
Eingriffe der Gewerkschaften in
die unternehmerische Freiheit
und warf der SPD vor, mit ihrer
Kapitalismuskritik mögliche
Investoren aus Deutschland zu
vertreiben. „Wer Deutschland
für kapitalistisch hält, der hält
Kuba auch für demokratisch.“
Es gebe hierzulande ein Über-
maß an staatlicher Bevormun-
dung und Kontrolle. „Wir wollen
einen starken Staat als Liberale,
aber stark ist aus unserer Sicht
der Staat, der sich auf seine
Kernaufgaben konzentriert.“

ohne Gegenkandidaten zwar
nicht besonders hoch gehängt –
aber eben doch aufgehängt. Er
selbst wurde in seinem Amt mit
nur 76,6 Prozent der Stimmen
wiedergewählt. Rainer Brüderle
bekam 81,0 Prozent. Mit bitte-
ren 60,5 Prozent musste sich die
dritte Stellvertreterin, die schei-
dende Generalsekretärin Cor-
nelia Pieper zufrieden geben.

Das kann auch als indirekte
Ohrfeige für Westerwelle ge-
wertet werden, der intern
durchaus nicht unumstritten
ist und dessen Gewerkschafts-
schelte ihm noch in den letzten
Tagen öffentliche Kritik von
Parteifreunden und von Uni-
onspolitikern eingetragen hat-
te. Der FDP-Vorsitzende gab
sich dennoch kämpferisch. „Sie
haben einen lebensbejahen-

den, optimistischen, fröhlichen
Rheinländer gewählt,“ rief er
den Delegierten des Parteitags
in Köln zu. „Wenn Sie mich wie-
derwählen, kriegen Sie genau
den auch wieder!“ Westerwelle
bemühte sich, sein Image als
„Spaßpolitiker“ abzustreifen
und zugleich seine Auftritte der
Vergangenheit zu rechtferti-
gen: „Ich kann diese Menschen
nicht ertragen, die meinen,
ernsthaft ist nur, wer wie ein
Trauerkloß herumläuft.“

Auch in anderer Hinsicht
blieb Guido Westerwelle sich
treu. In den nächsten Bundes-
tagswahlkampf möchte er zwar
nicht mehr als Kanzlerkandidat
ziehen, und er legte sich auch
nicht auf eine Prozentzahl fest,
die seine Partei 2006 erreichen
soll. Aber er wollte doch die De-
legierten davon überzeugen,
dass die FDP eine völlig eigen-
ständige Partei ist, die Kritik an
der Union nicht scheut und
nach den Wahlen bestimmen-
den Einfluss nehmen kann.

„Es ist der große Wurf fällig
und nicht die Fortsetzung von
Trippelschritten“, sagte der
FDP-Vorsitzende. Ihn treibe die
Sorge um, dass eine neue Bun-
desregierung das vergessen
könne, und er beobachte auch
mit Sorge, dass die „Unionspar-
teien so in der Deckung blei-
ben“. Die FDP dürfe sich in den
Koalitionsverhandlungen nicht
damit zufrieden geben, dass
dieses „Klein-Klein“ fortgesetzt
werde. Das Publikum spendete
der Vision von einer mächtigen

KÖLN taz n Die Liberalen wol-
len den Grünen Wähler abjagen.
Als Mittel zum Zweck haben sie
die Bürgerrechte wiederent-
deckt. Als „Bürgerrechtspartei-
tag“ wurde die noch bis morgen
laufende Veranstaltung in Köln
schon apostrophiert, bevor das
dem Bundespräsiden-
ten Horst Köhler abge-
lauschte Parteitags-
Motto „Arbeit hat Vor-
fahrt“ feststand.

Am Auftritt des Par-
teichefs Guido Westerwelle al-
lerdings war gestern nicht zu
erkennen, ob denn auch den
Bürgerrechten ein wenig libe-
rale Vorfahrt gewährt werden
soll. Gemessen an Redetext und
Redezeit nahmen die Aspekte
Datenschutz und Versamm-

lungsfreiheit vielleicht ein
Zwanzigstel ein. Davon war
wiederum die Hälfte dem seit
April teilweise aufgehobenen
Bankgeheimnis gewidmet. Al-
lein dieses rot-grüne Gesetz zur
Förderung der Steuerehrlich-
keit versprach Westerwelle

nach einem Regierungsantritt
wieder rückgängig zu machen.

Zur Einschränkung des Ver-
sammlungsrechts, mit der eine
rot-grün-schwarze Bundestags-
mehrheit das Abbilden von
Neonazis rings um Branden-
burger Tor und Holocaust-

Mahnmal am 8. Mai verhin-
dern wollte, sagte der FDP-Chef:
„Ich glaube nicht, dass man den
Radikalismus dadurch be-
kämpfen kann, dass man die
Versammlungsfreiheit für alle
Bürger einschränkt.“ Der Leit-
antrag des Parteivorstands zur

Innen- und Rechtspolitik
soll heute verabschiedet
werden. Die Verwendung
des „genetischen Finger-
abdrucks“, also der DNA-
Analyse zur Strafverfol-

gung „darf nicht zur Standard-
maßnahme werden“, heißt es
darin. Die FDP kritisiert außer-
dem, dass biometrische Daten
ohne Federlesens in Ausweis-
papiere aufgenommen werden
sollen, obwohl der Bundestag
nach dem 11. September 2001

Vorfahrt achten für Bürgerrechte
Die FDP mit Informations- und Versammlungsfreiheit profilieren. Aber wirklich wichtig sind nur Arbeitsplätze

hierfür enge Regeln formuliert
hatte. Die Zunahme der Tele-
fonüberwachung, die staatliche
wie die private Videoüberwa-
chung und auch die Schleier-
fahndung werden skeptisch ge-
würdigt. Das Informationsfrei-
heitsgesetz zur Akteneinsicht
für Bürger wird angemahnt.

Ob die Liberalen mit ihrem
Forderungskatalog bürger-
rechtlich an den Grünen vor-
beiziehen, wird sich an der En-
ergie messen lassen, mit der die
einen wie die anderen zum Bei-
spiel die detailreichen Daten-
schutzprobleme öffentlich er-
örtern. Die Kampfansage for-
mulierte Westerwelle gestern
so: „Närrisch sind diejenigen,
die meinen, die Grünen seien
liberal.“ ULRIKE WINKELMANN

„Närrisch sind diejenigen, die
meinen, die Grünen seien

liberal“, meint Westerwelle

SPROCKHÖVEL afp/dpa n Die
westdeutsche Stahlindustrie
steht erstmals seit 27 Jahren
wieder vor einem Arbeits-
kampf. Die IG Metall erklärte
die Tarifverhandlungen für die
rund 85.000 Beschäftigten am
Mittwoch im nordrhein-westfä-
lischen Sprockhövel für ge-
scheitert, nachdem zuvor auch
die fünfte Gesprächsrunde er-
gebnislos verlaufen war. Über
die von der IG-Metall-Tarifkom-
mission beantragte Urabstim-
mung will nun am Dienstag der
Vorstand der Gewerkschaft ent-
scheiden; erste Streiks könnte
es dann ab dem 23. Mai geben.

Die Verhandlungen waren
Mittwochnacht abgebrochen
worden, nachdem die Tarifpar-
teien laut IG Metall trotz einer
verbesserten Arbeitgeberoffer-
te keine Annäherung erzielt
hatten. Die Stahl-Arbeitgeber
boten demnach 2,4 Prozent
mehr Lohn und Gehalt bei einer
Vertragslaufzeit von 19 Mona-
ten; außerdem sollen die Be-

schäftigten an den nordwest-
deutschen Stahlstandorten
eine Einmalzahlung von 800
Euro erhalten. Die Gewerk-
schaft nannte das Angebot „völ-
lig unzureichend“ und will wei-
ter 6,5 Prozent mehr Lohn
durchsetzen. IG-Metall-Ver-
handlungsführer Detlef Wetzel
sagte, angesichts der von den
Arbeitgebern angestrebten Ver-
tragslaufzeit von 19 Monaten
werde durch die angebotenen
Lohnerhöhungen lediglich die
Inflationsrate ausgeglichen.

IG-Metall-Vize Huber mach-
te die Arbeitgeber für einen
möglichen Streik verantwort-
lich. „Die Stahlindustrie boomt
wie seit Jahrzehnten nicht
mehr, die Vorstände haben ihre
Bezüge ausnahmslos zweistel-
lig erhöht. Aber die Arbeitneh-
mer wollen sie mit einer Lohn-
erhöhung unter der Inflations-
rate abspeisen“, so Huber. Da-
mit lieferten die Arbeitgeber
den Beweis für die Notwendig-
keit der Kapitalismusdebatte.

Stahlindustrie vor Streik
IG Metall: Tarifgespräche für westdeutsche Beschäftigte
gescheitert. Arbeitgeberofferte gleicht nur Inflation aus

Premier Tony Blair
vor drittem Wahlsieg
LONDON dpa n Der britische Premier
Tony Blair steht bei den Unterhauswah-
len vor einem historischen Sieg. Darauf
deuteten gestern vor Schließung der
Wahllokale alle Umfragen hin. Es wäre
das erste Mal in der britischen Ge-
schichte, dass Labour einen dritten
Wahlsieg in Folge erringt. Rund 44 Milli-
onen Briten waren aufgerufen, über die
Zusammensetzung des nächsten Parla-
ments abzustimmen. Nach einer ges-
tern publizierten Umfrage für die Zei-
tung Evening Standard bekäme Labour
38 Prozent, vier weniger als bei der letz-
ten Wahl. Blair könnte mit einer kom-
fortablen Mehrheit von gut 110 Sitzen
weiter regieren. Die Konservativen um
Parteichef Michael Howard verharren
laut Umfrage bei 33 Prozent, dem glei-
chen Ergebnis wie 2001. Die Liberalde-
mokraten, strikte Irakkriegsgegner,
können ihren Stimmenanteil um fast
fünf Prozent auf 23 Prozent steigern.

Karlspreis für Ciampi
Für seine Verdienste in
der Europapolitik hat der
italienische Staatspräsi-
dent Carlo Azeglio Ciam-
pi gestern in Aachen den
Internationalen Karls-
preis erhalten. Ciampi
sei ein großer Europäer,
sagte Bundespräsident
Horst Köhler in seiner
Laudatio über den 84-
Jährigen: „Er trägt die
europäische Fackel uner-
müdlich weiter.“
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Gedenkmarsch
in Auschwitz
AUSCHWITZ epd n In der Ge-
denkstätte Auschwitz-Birkenau
haben sich gestern rund zwan-
zigtausend Menschen an einem
„Marsch der Lebenden“ betei-
ligt. Darunter waren Überle-
bende des früheren Konzentra-
tionslagers sowie vornehmlich
junge Menschen aus allen Tei-
len der Welt. Sie gingen die drei
Kilometer lange Strecke vom
Lagertor mit der Aufschrift „Ar-
beit macht frei“ zum Vernich-
tungslager Auschwitz-Birke-
nau. Polens Premier Marek Bel-
ka und Israels Ministerpräsi-
dent Ariel Scharon gingen an-
lässlich des Kriegsendes vor 60
Jahren an der Spitze des Zuges.
Den „Marsch der Lebenden“
gibt es seit 1988.

ZweiExplosionen
in New York
NEW YORK dpa n Zwei kleine
Explosionen vor dem briti-
schen Generalkonsulat in Man-
hattan haben die Angst vieler
New Yorker vor neuen Terror-
anschlägen geschürt. Obwohl
niemand verletzt wurde und
nur einige wenige Fenster bars-
ten, habe der Anschlag am Tag
der Wahlen in Großbritannien
die „Verwundbarkeit“ der Mil-
lionenmetropole „dramatisch
vor Augen geführt“, so die Medi-
en. Die mit Schießpulver gefüll-
ten Sprengsätze in Form eines
Apfels und einer Ananas waren
in einer als Blumenkübel ge-
nutzten Betonabsperrung vor
dem Eingang versteckt. Zur
Zündung der Sprengsätze be-
kannte sich zunächst niemand.
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Die Festnahme von Abu Faradsch al-Liby
feiern die Regierungen Pakistans und der
USA als wichtigsten Schlag gegen das Ter-
rornetz al-Qaida seit 2003. Er gilt als Ver-
trauter Bin Ladens FOTO:  REUTERS

ber keinen Libyer dürften
sich US-Präsident George W.

Bush und Pakistans Machtha-
ber Pervez Musharraf in letzter
Zeit so gefreut haben wie über

Abu Faradsch al-Liby. Denn sei-
ne Verhaftung in Pakistans au-
tonomem Stammesgürtel ent-
lang der afghanischen Grenze
gaben die pakistanischen Be-
hörden am Mittwoch bekannt.
Details nannten sie nicht.

Pakistanischen Medienbe-
richten zufolge wurde Faradsch
alias Dr. Taufik bereits am Mon-

Ü
tag von Armee und Geheim-
dienst bei Mardan, 50 Kilome-
ter nördlich von Peschawar,
nach einem Hinweis gefasst.
Sein herausragendes Identifi-

kationsmerkmal ist, dass er un-
ter der Hautkrankheit Vitiligo
(Weißfleckenkrankheit) leidet.
Faradsch war demnach bei sei-
ner Festnahme, der er sich zu-
nächst durch Flucht zu entzie-
hen versuchte, nicht bewaffnet.
Andere Berichte sprechen von
einer Gefangennahme im süd-
licheren Nordwasiristan. Offen

ist, ob und wieweit US-Agenten
involviert waren.

Pakistans Behörden machen
Faradsch für zwei Attentatsver-
suche auf Musharraf im De-

zember 2003 verantwortlich.
Der General blieb zwar unver-
letzt, doch 17 Menschen star-
ben. Wichtiger ist jedoch die Fa-
radsch zugeschriebene Füh-
rungsrolle im Terrornetzwerk
al-Qaida. So soll der 42-Jährige
hinter Ussama Bin Laden und
dem ägyptischen Arzt Aiman
al-Sawahiri die Nummer drei in

Al-Qaidas mutmaßliche Nummer drei

der Hierarchie gewesen sein.
Diese als Operationsleiter be-
zeichnete Position soll er einge-
nommen haben, nachdem sein
Mentor Khalid Scheich Moham-

med im März 2003 verhaftet
worden war. Dieser soll maß-
geblich die Anschläge vom 11.
September 2001 geplant haben.

Pakistan hatte auf Faradsch
eine Belohnung von umgerech-
net 260.000 Euro ausgesetzt
und ihn auf Steckbriefen zu den
sechs meistgesuchten Terroris-
ten des Landes gezählt. Merk-

würdigerweise fehlte sein
Name auf der FBI-Liste der
meistgesuchten Terroristen,
weshalb manche Beobachter
bezweifeln, dass er wirklich so
wichtig war. US-Präsident Bush
sagte jetzt dennoch, Faradschs
Verhaftung beseitige „einen ge-
fährlichen Feind, der eine di-
rekte Bedrohung für Amerika“
darstelle.

Da Faradsch als persönlicher
Freund von Bin Laden gilt, mit
dem er in den 90er-Jahren im
Sudan lebte, bevor er 1996 nach
Afghanistan übersiedelte, ver-
sprechen sich die Geheim-
dienste von ihm nähere Hin-
weise über Bin Ladens Aufent-
haltsort. SVEN HANSEN
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Union und FDP bauen ihren Vor-

sprung vor Rot-Grün weiter aus .

Fände die Bundestagswahl kom-

menden Sonntag statt, würden

sich 45 Prozent der 1.512 Be-

fragten für die CDU/CSU ent-

scheiden, ermittelte Infratest

dimap. Das ist ein Plus von

einem Prozentpunkt gegen-

über dem Vormonat. Auch

die FDP kann sich um einen

Punkt auf 7 Prozent verbes-

sern. Dagegen verliert die SPD ei-

nen Punkt und steht nun bei 29

Prozent. Die Grünen erreichen

wie Ende April 10 Prozent.  TAZ

R E I F  F Ü R  D I E  I N S E L

n Guido Westerwelles Beitrag zur aktuellen Debatte: „Wer Deutschland für kapitalistisch hält,
hält Kuba auch für demokratisch“, tönte er auf dem FDP-Parteitag. Knapp über 80 Prozent gab es
dafür bei Westerwelles Wiederwahl. Heute darf es dann auch um Bürgerrechte gehen – ein wenig


